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Beschlussempfehlung und Bericht
des Ausschusses für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen (14. Ausschuss)

zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung
– Drucksache 15/1061 –

Entwurf eines Ausführungsgesetzes
zudem Übereinkommen vom 9. September 1996
über die Sammlung, Abgabe und Annahme von Abfällen
in der Rhein- und Binnenschifffahrt

A. Problem
Das Übereinkommen vom 9. September 1996 über die Sammlung, Abgabe und
Annahme von Abfällen in der Rhein- und Binnenschifffahrt – Drucksache
15/1056 – enthält auch Rahmenvorschriften, die innerstaatlich näherer Ausfüh-
rungsbestimmungen bedürfen.

B. Lösung
Mit dem Gesetzentwurf sollen diesbezüglich ergänzende Regelungen geschaf-
fen werden.
Einstimmige Annahme des Gesetzentwurfs

C. Alternativen
Keine

D. Kosten
Wurden nicht erörtert.
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Beschlussempfehlung

Der Bundestag wolle beschließen,

den Gesetzentwurf – Drucksache 15/1061 – unverändert anzunehmen.

Berlin, den 24. September 2003

Der Ausschuss für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen

Eduard Oswald Renate Blank
Vorsitzender Berichterstatterin
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Bericht der Abgeordneten Renate Blank

I. Überweisung
Der Deutsche Bundestag hat den Gesetzentwurf auf Druck-
sache 15/1061 in seiner 53. Sitzung am 26. Juni 2003 bera-
ten und an den Ausschuss für Verkehr, Bau- und Wohnungs-
wesen zur federführenden Beratung und an den Ausschuss
für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit zur Mitbe-
ratung überwiesen.

II. Wesentlicher Inhalt der Vorlage
Auf der Grundlage der vorgesehenen Verpflichtung aller
Vertragsstaaten aus dem Übereinkommen, ein ausreichend
dichtes Netz von Annahmestellen selbst einzurichten oder
unter Berücksichtigung innerstaatlicher Zuständigkeiten
einrichten zu lassen, soll mit dem Gesetzentwurf für alle
dem Übereinkommen unterfallenden Binnenwasserstraßen
in Deutschland eine einheitliche Regelung in Bezug auf die
Einrichtung von Annahmestellen für bestimmte Schiffs-
betriebsabfälle (Häfen und befestigte Umschlagstellen), für
Abfälle aus dem Ladungsbereich (Umschlagsanlagen) so-
wie für öl- und fetthaltige Schiffsbetriebsabfälle getroffen
werden. Zur weitergehenden Umsetzung bestimmter Ge-
und Verbote aus dem Übereinkommen sowie zur Abwick-
lung der Finanzierung von Annahme und Entsorgung öl-
und fetthaltiger Schiffsbetriebsabfälle soll das Bundesmi-

nisterium für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen zum Er-
lass entsprechender Rechtsverordnungen ermächtigt wer-
den. Die den Vertragsstaaten obliegende Aufgabe, dafür
Sorge zu tragen, dass die an der Schifffahrt und der Samm-
lung, Abgabe und Annahme der Schiffsabfälle Beteiligten
die für sie in diesem Zusammenhang bestehenden Pflichten
auch einhalten, soll durch die Festlegung eines bußgeldbe-
wehrten Ordnungswidrigkeitenkatalogs umgesetzt werden.

III. Stellungnahmen der mitberatenden
Ausschüsse

Der Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicher-
heit hat die Vorlage auf Drucksache 15/1061 in seiner
21. Sitzung am 24. September 2003 beraten und empfiehlt
einstimmig die Annahme des Gesetzentwurfs der Bundes-
regierung.

IV. Beratungsverlauf im federführenden
Ausschuss

Der Ausschuss für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen hat
die Vorlage in seiner 17. Sitzung am 24. September 2003
beraten und empfiehlt einstimmig die Annahme des Gesetz-
entwurfs der Bundesregierung.

Berlin, den 24. September 2003

Renate Blank
Berichterstatterin
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